Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 700 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des § 64 des Landbesdiaffungsgesetzes 

— Drucksache 601 — 


A. Bericht des Abgeordneten Eilers (Oldenburg) 


Im Zeitpunkt des Inkrafttretenss des Landbeschaf- 
fungsgesie'tzes am 1. Januar 1957 


waren rd. 

für Zwecke der im 
Bundesgebiet sta- 
tionierten auslän- 
diisdien Stroitkräfte 
zu beschaffen. 

Diese Fläche ver- 
teilte sich auf rd. 
mit etwa 

Bis zum 1. JuM 1958 
verminderten sic±i 
diese Zahlen auf rd. 
die sich auf 
mindestens 
mit etwa 
verteilten. 

Nach dem Stand 
vom 1. Oktober 
1958 waren noch rd. 
ZU beschaffen, die 
sich auf miindestens 
für etwa 
verteilten. 


91 000 ha 


35 000 Beschaffungsfälle 
210 000 Einzelgrundstücken. 


87 000 ha, 

30 000 Beschaffungsvorgänge 
200 000 Einzelgrundstücken 


85 000 ha 

28 500 Vorgänge 
196 000 Einzelgrundstücke 


Bis zum Jahresende werden sich diese Zahlen 
weiter vermiindem, jedoch wird sich das Gesamtbild 
nicht entscheidend verändern. 


Die Zahl der Beschaffungsvorgänge entspricht 
praktisch der Zahl der betroffenen Grundeigentü- 
mer. In dieser Zahl sind jedoch nicht die sonstigen 
Berechtigten enthalten, die gleichfalls an den Ver- 
fahren beteiligt sind und für die teilweise beson- 
dere Entschädigungen festgesetzt werden müssen. 


Der Bundestag hatte bei der Verabschiedung des 
Landbeschaffungsgesetzes vom 23. Februar 1957 
(BGBl. I S. 134) gefordert, die benötigten Land- 
flächen sollten möglichst durch freihändigen Kauf er- 
worben werden. Dieser Auftrag hat gewiß zu einem 
Teil dazu beigetragen, die Abwicklung zu verzö- 
gern. Dennoch wird auch künftig selbstverständlich 
in dieser Weise verfahren werden, um Zwangsver- 
fahren soweit wie irgend möglich zu vermeiden. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Verlängerung der Frist um zwei Jahre bis zum 
31. Dezember 1960 soll auch lediglich die vorläufige 
Besitzeinweisung bis zum Abschluß des Beschaf- 
fungsverfahrens aufrechterhalten. Dadurch wird die 
materielle Entscheidung im etwaigen Enteignungs- 
verfahren nicht vorweg genommen. Dem Landbe- 
schaffungsverfahren selbst ist durch das Landbe- 
schaff ungsgesetz keine Frist gesetzt. Auch wird djie 
Verpflichtung der Enteignungsbehörden, die Besitz- 
einweisung im Binzeifall aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind, durch die 
Fristverlängerung nicht berührt. 


Bonn, den 3. Dezember 1958 

Eilers (Oldenburg) 

Berichterstatter 

(Ausschußantrag umseitig) 


Dn’ck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 601 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1958 


Der Ausschuß für Inneres 
Maier (Freiburg) Eilers (Oldenburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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